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BfM Bundesamt für Migration
BUWAL Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft
EJPD Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement
UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und

Kommunikation
VBS Eidgenössische Departement für Verteidigung, Bevölkerungsschutz und

Sport
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
BAFU Bundesamt für Umwelt
BBT Bundesamt für Berufsbildung und Technologie
BSV Bundesamt für Sozialversicherungen
ETH Eidgenössische Technische Hochschule
BAG Bundesamt für Gesundheit
BAKOM Bundesamt für Kommunikation
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
EVD Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
SBFI Staatssekretariat für Bildung, Forschung und Innovation
BWG Bundesamt für Wasser und Geologie
BAZL Bundesamt für Zivilluftfahrt
NEAT Neue Eisenbahn-Alpentransversale
KTI Kommission für Technologie und Innovation
SBB Schweizerische Bundesbahnen
BVET Bundesamt für Veterinärwesen (später: Bundesamt für

Lebensmittelsicherheit und Veterinärwesen BLV)
RTVG Bundesgesetz über Radio und Fernsehen
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
WBF Eidgenössisches Departement für Wirtschaft, Bildung und Forschung
FMG Fernmeldegesetz
NHG Bundesgesetz über den Natur- und Heimatschutz

ODM Office fédéral des migrations
OFEFP Office fédéral de l'environnement, des forêts et du paysage
DFJP Département fédéral de justice et police
DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et

de la communication
DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et

des sports
AVS Assurance-vieillesse et survivants
OFEV Office fédéral de l'environnement
OFFT Office fédéral de la formation professionnelle et de la technologie
OFAS Office fédéral des assurances sociales
EPF École polytechnique fédérale
OFSP Office fédéral de la santé publique
OFCOM Office fédéral de la communication
DFI Département fédéral de l'intérieur
DFE Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
SEFRI Secrétariat d'Etat à la formation, à la recherche et à l'innovation
OFEG Office fédéral des eaux et de la géologie
OFAC Office fédéral de l'aviation civile
NLFA Nouvelle ligne ferroviaire à traverser les Alpes
CTI Commission pour la technologie et l'innovation
CFF Chemins de fer fédéraux suisses
OVF Office fédéral vétérinaire (après: Office fédéral de la sécurité

alimentaire et des affaires vétérinaires OSAV)
LRTV Loi fédérale sur la radio et la télévision
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
DEFR Département fédéral de l'économie, de la formation et de la recherche
LTC Loi sur les télécommunications
LPN Loi fédérale sur la protection de la nature et du paysage
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Nationale Identität

Im September 2019 erschien im Magazin «Bon pour la tête» ein Artikel des Waadtländer
Journalisten Jacques Pilet mit dem Titel «Romands, vous n'existez plus!». Anlass dazu
waren unter anderem ein Interview im «Blick» mit dem Headhunter Werner Raschle zu
Beginn des Monats und eine etwas unsensible Aussage des neuen Armeechefs Thomas
Süssli an seiner ersten Pressekonferenz. Süssli hatte gegenüber den Medien verkündet,
dass er aufgrund mangelnder Französischkenntnisse Fragen nur auf Deutsch
beantworten werde. Derweil antwortete Raschle, vom «Blick» gefragt, welche
Qualifikationen der neue SBB-Chef – von einer Frau war nicht die Rede – mit sich
bringen müsse, dass Deutsch- und Englischkenntnisse ein Muss seien, denn der neue
CEO müsse das Parlament überzeugen und mit der Bevölkerung kommunizieren
können. Die Landessprache Französisch und damit die zweitgrösste
Bevölkerungsgruppe der Schweiz blieben bei der Vergabe wichtiger und repräsentativer
Ämter also gleich zwei Mal aussen vor.
«Enfin quelqu’un qui ose le dire ouvertement alors que tant d’Alémaniques le pensent
discrètement», meinte Pilet in seinem Artikel, welcher später in übersetzter Form als
Gastkommentar zum Interview mit Raschle ebenfalls im «Blick» erschien. Die
französische Sprache, so Pilet, sei in der Schweiz unnötig geworden. Diese «Verachtung
der mehrsprachigen Schweiz» empöre aber die Romands, denn die Westschweizer
Bevölkerung werde auf diese Weise exkludiert. Natürlich gebe es ebenso Frankophone
mit schlechten Deutschkenntnissen, auch habe Süssli versprochen, sein sprachliches
Manko zu beheben, doch würden sich Romands durch Sprachdifferenzen – im
Gegensatz zu den Deutschschweizerinnen und Deutschschweizern – ungleich weniger
amtliche Karrieremöglichkeiten bieten. Diese einsprachige Schweiz, resümierte Pilet,
sei aber nicht seine Schweiz, denn sie verrate «die schönsten Traditionen» des Landes
und werde verarmen.

Pilets Artikel löste in der Folge einige Reaktionen aus. So schrieb Peter Rothenbühler in
der Aargauer Zeitung in einem Kommentar dazu, dass die Westschweiz eigentlich
boome, sowohl wirtschaftlich als auch kulturell. Dies lasse sich nicht nur an der
Museumslandschaft oder «architektonische[n] Würfen von Weltrang» festmachen, auch
die westschweizer Universitäten und die insgesamt drei neuen Schweizer
Nobelpreisträger, welche allesamt aus der Romandie stammen, bestätigten dies – doch
gehe dies der Deutschschweiz «offenbar am verlängerten Rücken» vorbei. Im
Ständerat, so zitierte Rothenbühler die Parlamentarierin Geraldine Savary (sp, VD),
könne man zwar durchaus Französisch sprechen ohne missverstanden zu werden. Doch
das Problem der Sprachbarriere bestehe sogar im Bundeshaus: Im Nationalrat, so
Savary, würden Romands oft auf Deutsch wechseln, denn bei französischen Reden
werde unter den Deutschschweizern oft getuschelt, da nicht alle des Französischen
mächtig seien. Wie Rothenbühler ausserdem festhielt, habe man die sprachliche
Diskrepanz auch im Westschweizer Fernsehen diskutiert und sei zum Schluss
gekommen, dass Handlungsbedarf bestehe, weil die Schweiz sonst «sprachlich und
kulturell» auseinanderdriften könnte. 
Eine ähnliche Ansicht vertrat auch der Verein «Helvetia Latina», welcher sich für die
Förderung der Mehrsprachigkeit in den Bundesämtern und im Parlament einsetzt. Am
zweitletzten Sitzungstag der Herbstsession wurde der vom Verein organisierte «journée
du plurilinguisme» abgehalten, wie die Westschweizer Zeitung «Le Temps» mit Bezug
auf Pilets Artikel berichtete. An diesem Tag, so die Idee, werden die Rollen getauscht:
Deutsch wird zu einer «langue minoritaire», die lateinischen Sprachen zur «langues
majoritaires». Wie «Le Temps» festhielt, hatten Überprüfungen des Vereins nämlich
gezeigt, dass die in der Bundesverwaltung geltenden Quoten bezüglich der
Sprachenrepräsentation – Deutsch müsste von 70 Prozent, Französisch von 21-23
Prozent, Italienisch von 6-8.5 Prozent und Rätoromanisch von 1 Prozent der
Angestellten gesprochen werden – nicht immer eingehalten werden.
Die Bedeutung von funktionierender Kommunikation hatte derweil bereits ein im Juni
erschienener Artikel im Tages-Anzeiger nahegelegt: Anlässlich des 90. Geburtstags des
Philosophen Jürgen Habermas ging man dort der Frage nach, «was uns eigentlich
zusammenhält». Im Werke Habermas', so eine der Kernaussagen des Artikels, werde
ersichtlich, dass Kommunikation eines der Leitmotive einer funktionierenden
Demokratie sei. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER
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Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Die Regierungsreform machte im Berichtsjahr keine Fortschritte. Im Mai setzten sich
die Mitglieder der Landesregierung an einer Klausur mit einer allfälligen
Neustrukturierung der Departemente auseinander. Konkret ging es dabei
insbesondere um die in den letzten Jahren mehrfach vom Parlament geforderte
Schaffung eines Sicherheits- sowie eines Bildungsdepartements. Der Bundesrat fällte
an seiner Zusammenkunft keinen Entscheid, sondern beschloss wie bereits im Jahr
2005, dass er die Frage weiter abklären wolle. 2

ANDERES
DATUM: 24.05.2007
HANS HIRTER

Ende Mai gab der Bundesrat bekannt, dass er einstweilen darauf verzichte, die
Departemente umzubauen. Konkret war er in den letzten Jahren vom Parlament
mehrmals aufgefordert worden, insbesondere die beim EDI und beim EVD
angesiedelten Behörden, die sich mit Bildungs- und Forschungspolitik befassen, in
einem neuen Bildungsdepartement zu vereinigen sowie aus Elementen des VBS und des
EJPD ein Sicherheitsdepartement zu schaffen. (Siehe dazu auch die Antwort des
Bundesrates auf die Interpellation Leumann (fdp, LU)). Von der geplanten umfassenden
Reform kam schlussendlich einzig die Zusammenfassung der mit der
Nachrichtenbeschaffung befassten Stellen im VBS zustande. 3

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 18.09.2008
HANS HIRTER

Der Nationalrat bekräftigte einmal mehr seinen Wunsch nach der Umgestaltung der
Departemente. (Zu den Diskussionen vom vergangenen Jahr siehe hier.) Er überwies
gegen den Antrag des Bundesrates, der argumentierte, er habe dies alles schon
überprüft und für nicht sinnvoll gehalten, ein Postulat Burkhalter (fdp, NE) (06.3245) für
eine grundsätzliche Neuorganisation der Departemente. Diese solle sich sowohl bei der
Zuordnung der Ämter als auch bei der Benennung konsequent an den langfristigen
Aufgaben und Prioritäten der Politik orientieren. Konkret nannte Burkhalter
beispielsweise ein Departement für Sicherheit, das sich mit der öffentlichen Sicherheit
und Ordnung, der Justiz und der Landesverteidigung befassen würde. Eine Motion
Lustenberger (cvp, LU) für die Schaffung eines Bildungsdepartementes konnte
hingegen noch nicht behandelt werden, da sie Nationalrat Baader (svp, BL) bekämpfte.
(Siehe dazu auch die Antwort des neuen Bundesrates Burkhalter auf eine Interpellation
Fetz (sp, BS) (09.3793)). 4

MOTION
DATUM: 11.12.2009
HANS HIRTER

Die Idee eines Bildungsdepartements erhielt neue Nahrung durch 16 Professoren, die
den Bundesrat aufforderten, ein Departement zu schaffen, das alleine für Bildung,
Forschung, Innovation und Kultur zuständig sein soll. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 19.04.2010
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Organisation

Der Vorsteher des Departements des Inneren, Bundesrat Cotti, begann seine
Ankündigung, die Organisationsstrukturen seines Departements zu straffen, in die Tat
umzusetzen. Gestützt auf eine Querschnittanalyse im Rahmen der 2. Phase des Projekts
EFFI beschloss er die Zusammenführung des Bundesamtes für Forstwesen und
Landschaftsschutz (BFL) und des Bundesamtes für Umweltschutz (BUS) in ein neues
Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft (BUWAL). Ziel dieser und allfälliger
weiterer Zusammenlegungen (etwa im Bereich der kulturellen Aufgaben) soll gemäss
Bundesrat Cotti nicht ein Leistungsabbau, sondern die Vermeidung von
Doppelspurigkeiten und die Reduktion der Zahl der ihm direkt unterstellten Amter
sein. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.06.1988
HANS HIRTER

Das im Verlauf der Jahre massiv geschrumpfte Projekt der Dezentralisierung der
Bundesverwaltung trat in die Entscheidungsphase. Der Ständerat stimmte als Erstrat
ohne Opposition den Baukrediten für die Verlegung von drei Bundesämtern von Bern
nach Neuenburg, Biel und Grenchen (SO) zu. Der Widerstand des von der Verlegung
betroffenen Personals kam dann im Nationalrat zur Sprache. Insbesondere der
Gewerkschaftsvertreter Vollmer (sp, BE), aber auch der Fraktionssprecher der FDP
wiesen auf eventuelle negative Auswirkungen auf das Betriebsklima in den
umzusiedelnden Amtern für Statistik, für Wasserwirtschaft bzw. für Wohnungswesen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.01.1992
HANS HIRTER
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hin; am ausgeprägtesten war die Kritik am neuen Standort Grenchen.
Rückweisungsanträge von Dünki (evp, ZH) für das Projekt in Grenchen und der SD/Lega-
Fraktion für die Vorhaben in Biel und Neuenburg wurden jedoch deutlich abgelehnt. In
Anbetracht der Vorteile in bezug auf die Rekrutierung von französischsprachigem
Personal und der von der Dezentralisierung erhofften wirtschaftlichen Stärkung der
Jurasüdfussregion schien einer Mehrheit des Rates ein Umzug oder ein längerer
Arbeitsweg für das Personal durchaus zumutbar. 7

Der Nationalrat überwies ein auch vom Bundesrat nicht bekämpftes Postulat Vaudroz
(fdp, VD) für die Zusammenlegung aller Dienststellen, welche sich mit der inneren
Sicherheit befassen sowie der Zollbehörden und des Grenzwachtkorps im VBS. Mit
dieser Schaffung eines „Sicherheitsdepartementes“ sollen die staatlichen
Abwehrmassnahmen gegen das internationale Verbrechen und gegen den Terrorismus
verbessert werden. 8

POSTULAT
DATUM: 20.06.2003
HANS HIRTER

Der Nationalrat nahm eine Motion Häberli (cvp, TG) (04.3803) für eine umfassende
Reform und Straffung der Bundesverwaltung diskussionslos an. Der Ständerat hiess sie
und auch eine ähnliche Motion Stähelin (cvp, TG) (04.3702) gut. Er überwies auch eine
vom Nationalrat im Vorjahr akzeptierte Motion der CVP für eine eingehende
Überprüfung der Aufgaben und Leistungen des Staates sowie eine grundlegende
Verwaltungsreform (03.3311). Umstritten war hingegen ein in Motionsform gekleideter
Prüfungsauftrag der nationalrätlichen Kommission (05.3228), welcher sich mit dem
Entlastungsprogramm 2004 befasste. Dieser forderte den Bundesrat auf, im Rahmen
der von ihm eingeleiteten Verwaltungsreform die Integration der beiden Bundesämter
für Veterinärwesen und für Landesversorgung sowie der Forstdirektion in das
Bundesamt für Landwirtschaft ins Auge zu fassen. Gegen den Widerstand der Linken,
welche darin eine Sparmassnahme auf dem Buckel des Personals sah, die sachlich nicht
gerechtfertigt sei, überwies der Nationalrat den Vorstoss. Der Ständerat hiess den
Überprüfungsauftrag ebenfalls gut, obwohl insbesondere die vorgeschlagene
Integration des Bundesamtes für Veterinärwesen in das Landwirtschaftsamt auf Kritik
stiess, da ersteres bezüglich seiner Aufgaben eher im Gesundheits- oder
Verbraucherschutzbereich einzuordnen wäre. Der Bundesrat beschloss, das Bundesamt
für Wasser und Geologie (BWG) auf Anfang 2006 zu einem guten Teil in das Bundesamt
für Umwelt, Wald und Landschaft (Buwal) zu überführen und dieses neu Bundesamt für
Umwelt (Bafu) zu nennen. Andere Teile des BWG gingen an die Bundesämter für Verkehr
resp. Energie. (Zu den Forderungen nach der Bildung eines Forschungs- und
Bildungsdepartementes resp. der Ausgliederung der KTI aus dem BBT und die
Überführung in einen dem Nationalfonds ähnlichen Status siehe hier und hier.) 9

MOTION
DATUM: 29.09.2005
HANS HIRTER

Der Nationalrat lehnte eine parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion im
Vorprüfungsverfahren ab. Sie verlangte eine Parlamentarische
Untersuchungskommission (PUK) zur Überprüfung der Organisation und Strukturen des
UVEK. Angepeilt waren insbesondere das BAZL, Bereiche der NEAT, die Regulierung des
Mobilfunks und der Schutz vor nichtionisierender Strahlung, weil mit dem BAKOM und
dem BAFU sowohl Bewilligungs- als auch Kontrollinstanz im UVEK angesiedelt sind. Die
Mehrheit des Rates vertrat die Ansicht, dass das Departement für die von der SVP
angeführten Probleme nur bedingt verantwortlich sei, da ein grosser Teil der
Kompetenzen bei Stellen ausserhalb der Verwaltung lägen, beispielsweise bei der NEAT
AG, den SBB oder der Skyguide. Zudem reichten zu allfälligen Abklärungen die
Informationsrechte der Geschäftsprüfungskommission aus, deren Kerngeschäft es sei,
Organisation und Struktur eines Departements zu überprüfen. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.05.2006
HANS HIRTER

Das Parlament bekräftigte seinen Willen, sämtliche mit Bildung, Forschung und
Innovation befassten Bundesämter in einem einzigen Departement zu vereinigen. Der
Ständerat hatte bereits im Vorjahr eine entsprechende Motion Bürgi (svp, TG)
überwiesen. Der Nationalrat hiess im Berichtsjahr diese und noch weitere vier
Motionen aus den eigenen Reihen mit der gleichen Zielsetzung gut. Die vier neuen
Motionen stammten von Pfister (svp, SG) (05.3378), Widmer (sp, LU) (05.3379),
Randegger (fdp, BS) (05.3380) und Riklin (cvp, ZH) (05.3381) und waren im Juni 2005 in
einer konzertierten Aktion der vier Regierungsparteien alle am gleichen Tag eingereicht
worden. Sie fanden allesamt auch im Ständerat einhellige Zustimmung. Bundesrat

MOTION
DATUM: 20.09.2006
HANS HIRTER
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Couchepin ging mit den Motionären von der Sache her einig, gab aber zu bedenken,
dass der von ihm gewünschte Transfer der Berufsbildung und der Fachhochschulen
vom EVD in das Departement des Inneren nicht einfach zu realisieren sei. Am ehesten
sei gemäss Couchpin wohl eine grössere Reorganisation zu bewerkstelligen, welche
auch einen Teil der im EDI angesiedelten Sozialversicherungen (AHV, 2. Säule)
einbeziehen müsste. Diese beiden Sozialwerke seien über ihre Finanzierung eng mit
dem Arbeitsmarkt verknüpft und könnten deshalb gut ins EVD integriert werden.
Couchepin hatte im Mai, nach der Volksabstimmung über den Bildungsartikel, seine
Regierungskollegen mit einem Antrag auf die Überführung der Berufsbildung und der
Fachhochschulen vom EVD in sein Departement überrascht. Als Reaktion darauf
beauftragte die Regierung Bundespräsident Leuenberger mit der Ausarbeitung von
Lösungsmöglichkeiten. 11

Eine externe Untersuchung zeigte, dass die noch von Eveline Widmer-Schlumpf
vorgenommene Reorganisation des Bundesamtes für Migration (BfM) nicht die
erhofften Effizienzsteigerungen gebracht hatten. Den Medien gab die seit 2011 dem
EJPD vorstehende Simonetta Sommaruga zu Protokoll, dass das Resultat der Evaluation
leider noch schlechter sei, als befürchtet. Es wurde deshalb ein erneuter Umbau des
BfM in Angriff genommen. Die ursprüngliche Reform war zudem Thema in der Presse,
wo vermutet wurde, dass einzelne Aufträge für die Amtsreform rechtswidrig waren. 12

ANDERES
DATUM: 30.05.2012
MARC BÜHLMANN

Für das ab 2013 operative neue Staatssekretariat für Bildung, Forschung und
Innovation (SBFI), welches durch einen Zusammenschluss des bis anhin dem EDI
angehörenden Bundesamts für Bildung und Forschung und dem Bereich ETH mit dem
Bundesamt für Berufsbildung und Technologie gebildet und neu im EVD (WBF)
angesiedelt wurde, war eine dreiköpfige Direktion und elf Abteilungen vorgesehen.
Neuer Staatssekretär des Bildungsamtes wurde Mauro Dell’Ambrogio. Im Vorfeld der
Wahl hatte ein Vorschlag von Bundesrat Schneider-Ammann, einen Freund aus der
eigenen Firma zum Chef des Bildungsamtes zu ernennen, für einigen Presserummel
gesorgt. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.12.2012
MARC BÜHLMANN

Zu einer Neuorganisation kam es auch im EDI, zu welchem im Vorjahr das Bundesamt
für Veterinärwesen (BVet, bisher EVD) zugeteilt worden war. Das BVet soll mit der
Abteilung Lebensmittelsicherheit im Bundesamt für Gesundheit vereint werden, damit
nur noch eine einzige Bundesbehörde für die Lebensmittelsicherheit zuständig ist. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.12.2012
MARC BÜHLMANN

Das 2009 von der damaligen Justizchefin Eveline Widmer-Schlumpf (bdp)
reorganisierte Bundesamt für Migration (BfM) wurde erneut – diesmal von der aktuell
zuständigen Bundesrätin Simonetta Sommaruga (sp) – umgebaut. Eine 2012
durchgeführte Evaluation hatte gezeigt, dass die Reform von 2009 missglückt war. Auch
amtsintern waren die Änderungen stark kritisiert worden. Mit der aktuellen
Umstrukturierung verschwinden die flachen Hierarchien wieder, die als Problembereich
identifiziert worden waren. Fast die Hälfte der rund 80 Kaderstellen im BfM wurden
intern neu ausgeschrieben. Die Reform von innen – zahlreiche Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter wurden in die Reformdiskussionen integriert – soll das Arbeitsklima wieder
verbessern. 15

ANDERES
DATUM: 13.08.2013
MARC BÜHLMANN
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Föderativer Aufbau

Städte, Regionen, Gemeinden

Ein Problem vor allem der kleinen und mittleren Gemeinden ist die Rekrutierung von
politischem Personal. Kaum jemand will sich noch für ein kommunales Milizamt
engagieren. Es müssen externe Geschäftsführer angestellt, Bürgerinnen und Bürger
mittels Wahlzwang zu Ämtern überredet oder die Verwaltung gar dem Kanton anvertraut
werden. Mitte Oktober regte der Schweizerische Gemeindeverband deshalb mit einem
Vorschlag für bessere Anreizstrukturen eine Diskussion an. Entschädigungen für
Milizämter sollen von der Steuer befreit werden. Ähnlich wie bei der Feuerwehr soll der
Sold für ehrenamtlich tätige kommunale Milizpolitikerinnen und Milizpolitiker steuerfrei
werden. Die Idee wurde auch von Jean-Pierre Grin (svp, VD) im Parlament als Postulat
(14.3831) deponiert. Der Vorschlag steht allerdings in Anbetracht der Forderungen, die
Spesen von nationalen Parlamentariern zu besteuern, etwas quer in der Landschaft.
Ebenfalls auf die Stärkung des kommunalen Milizsystems zielt eine noch nicht
behandelte Motion Bulliard-Marbach (cvp, FR). Sie fordert den Bundesrat auf, ein
öffentlich zugängliches Bildungsangebot für kommunale Behördenmitglieder zu
schaffen, mit dem Steuerung und Führung auf lokaler Ebene geschult werden können.
Ideen für das Überleben des Milizgedankens auf kommunaler Ebene stossen in der
Regel zumindest in der interessierten Öffentlichkeit auf Anklang. Tatsächlich klagen fast
zwei Drittel aller Schweizer Gemeinden über Schwierigkeiten, genügend Personal für
Milizämter zu finden. Als Gründe für das schwächer werdende bürgergesellschaftliche
Engagement wurden neben der zunehmend knappen Zeit neben Beruf und Familie und
der sinkenden Wertschätzung gegenüber politischen Amtsträgerinnen und Amtsträgern
auch die Effizienzdiskussionen im Rahmen von New Public Management der 1990er
Jahre genannt. Dort habe eine Entpolitisierung der Gemeindebelange stattgefunden,
was zu einem fatalen Bedeutungsverlust lokaler Politik, einer Abnahme der Betätigung
politischer Parteien als wichtige Rekrutierungsnetzwerke und einem sinkenden Willen
geführt habe, sich für kommunale Belange zu engagieren. Es gab zudem Stimmen, die
vor dem Trend warnten, der Gemeindeverwaltung mehr Aufgaben zu übertragen und
den Gemeindepolitikern nur noch operative Tätigkeiten zu überlassen. Dies würde der
Entpolitisierung und der Entdemokratisierung lokaler Politik weiter Vorschub leisten. 16

MOTION
DATUM: 25.09.2014
MARC BÜHLMANN

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Dans un article paru dans le courant du mois d'août, le quotidien zurichois "Neue
Zürcher Zeitung" a vertement critiqué la façon avec laquelle Flavio Cotti dirige le DFAE
depuis sa restructuration en 1994. Intitulé "Des nouvelles de la cour du Grand Khan",
l'article a en effet attribué une partie de la responsabilité des dysfonctionnements
constatés dans les services de la diplomatie suisse à l'attitude du conseiller fédéral à
l'égard de ses collaborateurs. Ces reproches ont aussitôt été réfutés par l'intéressé
ainsi que par le PDC dont il est issu. Parallèlement à ces attaques, Flavio Cotti a en
outre dû faire face au mécontentement du corps des diplomates suisses provoqué par
l'annonce d'une réforme du système d'allocations de base pour les agents de la
Confédération à l'étranger: Entrant en vigueur à partir du 1er janvier 1998, le nouveau
régime permettra d'économiser quelque 7,2 millions de francs par année. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.09.1997
LIONEL EPERON

Pour l’image de la Suisse à l’étranger et notamment le projet « Présence suisse »
présenté par le Conseil fédéral et appelé à remplacer la Commission de coordination
de la présence de la Suisse à l’étranger (CoCo). 18

ANDERES
DATUM: 09.09.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Dans l’esprit de RAPOLSEC 2000, le Conseil fédéral a édicté plusieurs directives sur
l’organisation de la conduite de la politique de sécurité. A partir du 1er janvier 2000,
cette dernière sera confiée à la Délégation du Conseil fédéral pour la sécurité
(constituée des chefs du DFAE, du DDPS et du DFJP), à l’Organe de direction pour la
sécurité (ODS), à l’Organe de coordination du renseignement de la Confédération et au
Bureau d’appréciation de la situation et de détection précoce. Ces directives précisent
notamment les rapports entre ces entités ainsi que leurs tâches respectives. 19

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 03.11.1999
FRANÇOIS HUGUENET

Wirtschaft

Landwirtschaft

Forstwirtschaft

Zu Einwänden seitens der Kantonsoberförster und mehrerer Motionäre und
Interpellanten im Parlament führte die von Bundesrat Cotti zur Straffung der
Führungsstruktur vorgenommene Eingliederung des Bundesamtes für Forstwesen und
Landschaftsschutz in das Bundesamt für Umweltschutz, das neu Bundesamt für
Umwelt, Wald und Landschaft (BUWAL) heisst. Die Opponenten fürchteten ein Absinken
der Bedeutung und der Effizienz dieser Abteilung, was Cotti jedoch bestritt. Der
Personalbestand der neuen Unterabteilung blieb der gleiche wie derjenige des alten
Bundesamtes. 20

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.1989
LUZIUS MEYER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Der Nationalrat lehnte eine parlamentarische Initiative der SVP-Fraktion im
Vorprüfungsverfahren ab. Sie verlangte eine Parlamentarische
Untersuchungskommission, welche die Organisation und Strukturen des UVEK
überprüfen sollte. 21

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.05.2006
MAGDALENA BERNATH

Luftfahrt

Das Projekt eines Flughafens bei Bern erlitt einen Rückschlag. Die bernische Regierung
beantragte im Januar dem Grossen Rat, an dem von ihr bevorzugten Standort
Rosshäusern vorsorglich Land zu erwerben und unter Beteiligung der Stadt eine
Amtsstelle für die Abklärung der Flugplatzfragen zu schaffen. Als sich aber im April in
der vorberatenden Grossratskommission starke Opposition gegen eine Festlegung auf
das Rosshäusern-Projekt meldete – und auch bekannt wurde, dass sich bei einer
Umfrage des kantonalen Handels- und Industrievereins eine Mehrheit gegen den Bau
eines neuen Flugplatzes ergeben hatte – zog die Regierung ihren Antrag zurück und
verschob die Behandlung der Angelegenheit auf 1968, um bis dahin die Frage des
Luftanschlusses der Region Bern noch einmal von Grund auf zu überprüfen. Die
Möglichkeit eines weiteren Ausbaus des bisherigen Flugplatzes Belpmoos wurde vom
Eidg. Luftamt im September abgelehnt.

Ablehnende Mehrheiten in der weiteren Umgebung von Bern bei einer
Volksabstimmung über die Aufnahme von Anleihen wurden als Ausdruck der
flugplatzfeindlichen öffentlichen Meinung gedeutet. 22

KANTONALE POLITIK
DATUM: 01.10.1967
PETER GILG
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Umweltschutz

Umweltschutz

Der vom Bundesrat angekündigte Entwurf zu einem Verfassungsartikel über den
Schutz vor Immissionen wurde noch nicht vorgelegt. Forderungen nach
Bundesmassnahmen auf diesem Gebiet wurden jedoch weiterhin erhoben. Ein Postulat
Schalcher (Po. 10047) (dem.-ev., ZH) setzte sich ganz allgemein dafür ein, dass die
Bemühungen um eine Bannung der Gefahren der Technisierung koordiniert würden. Ein
besonderes Bundesamt für Immissionsschutz wünschte die Schweizerische Vereinigung
für Gesundheitstechnik, die eine ständige Zunahme der Immissionen feststellte. Im
Rahmen der Stellungnahmen zur Totalrevision der Bundesverfassung wurde ein Recht
auf eine natürliche Umwelt, namentlich auf Ruhe, reine Luft, gesundes Wasser und auf
Schutz vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen postuliert. Die
Auseinandersetzungen über den Fluglärm sind bereits erwähnt worden. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.04.1969
PETER GILG

Naturschutz

Um dem Natur- und Heimatschutz mehr politisches Gewicht zu geben, wie dies
parlamentarische Vorstösse zur Verstärkung der Staatstätigkeit in diesem Bereich
immer wieder forderten, wurde die Stellung der Abteilung Natur- und Heimatschutz
im Bundesamt für Forstwesen aufgewertet und eine neue Hauptabteilung
Landschaftsschutz geschaffen. Mit einem Zuschuss von CHF 2 Mio. aus dem
Treibstoffzollzuschlag erhielten die finanziellen Mittel zur Gewährung von Subventionen
gemäss Natur- und Heimatschutzgesetz (NHG) eine dringend nötige Aufbesserung. Von
zusätzlichen CHF 15 Mio. aus Treibstoffzollerträgen profitierte auch die Denkmalpflege;
die umstrittene Praxis, Denkmalschutzsubventionen für finanzstarke Kantone aus
Spargründen nicht mehr zu gewähren, soll nun überprüft werden. 24

BERICHT
DATUM: 31.12.1985
KATRIN HOLENSTEIN

Allgemeiner Umweltschutz

Angesichts dieses eindeutigen Resultats überwiesen die Räte einstimmig eine Motion
von Nationalrat Binder (cvp, AG), mit welcher der Bundesrat zu unverzüglichem
Handeln aufgefordert und beauftragt wurde, ein Massnahmen-, Gesetzgebungs-,
Finanzierungs- und Prioritätenprogramm für einen umfassenden Umweltschutz
vorzulegen. Einen ersten Schritt unternahm der Bundesrat, als er beschloss, beim EDI
ein Amt für Umweltschutz zu schaffen. Als dessen Direktor wurde F. Baldinger gewählt.
Dieser hatte das Amt für Gewässerschutz, das zu einer Unterabteilung des neuen
umfassenden Amtes wurde, geleitet. 25

MOTION
DATUM: 02.12.1971
ULRICH KLÖTI

Im Rahmen einer Verwaltungsreorganisation legte der Bundesrat auf den 1. Januar 1989
das Bundesamt für Umweltschutz (BUS) mit dem Bundesamt für Forstwesen und
Landschaftsschutz (BFL) zum neuen Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft
(BUWAL) zusammen. Diese Massnahme wurde von verschiedener Seite kritisiert, da man
einen damit verbundenen Leistungsabbau befürchtete. Mehrere parlamentarische
Vorstösse forderten, das BFL nicht aufzulösen, sondern es im Gegenteil auszubauen.
Der Bundesrat machte jedoch von seiner Organisationskompetenz Gebrauch und
erklärte, dass im Mittelpunkt der Verwaltungsreorganisation im Bereich der «grünen»
Bundesämter die Absicht stehe, eine einheitliche und starke Umweltpolitik des Bundes
durch den konzentrierten Einsatz der Ressourcen sicherzustellen. 26

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.1989
KATRIN HOLENSTEIN
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Das Bundesamt für Gesundheitswesen wurde neu organisiert und in Bundesamt für
Gesundheit (BAG) umbenannt. Dem BAG sind in den letzten Jahren zahlreiche neue
Aufgaben übertragen worden. Dementsprechend mussten Organisation und Führung
angepasst werden. Insbesondere wurden die Aufgaben neu gebündelt, die Amtsleitung
erweitert, die einzelnen Fachgebiete verselbständigt und teilweise umbenannt sowie
die Abläufe vereinfacht. 27

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 14.08.1996
MARIANNE BENTELI

Sport

National- und Ständerat behandelten ähnlichlautende Motionen Wyss (fdp, BS; Mo.
93,3637) und Schoch (fdp, AR; Mo. 93.3687) für eine Stärkung des Sports und seiner
politischen Führungs- und Verwaltungsstrukturen bis hin zur Schaffung eines
Bundesamtes für Sport. Auf Antrag des Bundesrates wurden die Vorstösse nur in der
Postulatsform verabschiedet. Die Landesregierung erklärte, im Rahmen der
Regierungsreform 1993 würden auch die Anliegen des Sports eingehend geprüft und
angemessen berücksichtigt. Dazu gehöre auch die Klärung der Frage der Schaffung
eines Bundesamtes für Sport und der Zusammenfassung aller Sportaufgaben des
Bundes in diesem Amt. 28

MOTION
DATUM: 18.03.1994
MARIANNE BENTELI

Auf Antrag des Bundesrates überwies der Ständerat diskussionslos eine Motion Büttiker
(fdp, SO) für die Schaffung eines Bundesamtes für Sport in der Postulatsform, da
Bundesrätin Dreifuss darauf hinwies, dass Reformschritte bereits eingeleitet seien. 29

MOTION
DATUM: 21.06.1996
MARIANNE BENTELI

Einen ersten Wunschtraum erfüllte sich Ogi bereits mit der Aufwertung der Sportschule
Magglingen in ein Bundesamt für Sport. Die Umwandlung auf den 1.1.1999 erfolgt
kosten- und stellenneutral. Das neue Amt soll verstärkt für die Konzentration und
Koordination der Bundesaufgaben im Sport sorgen. Ihm obliegen die Vorbereitung und
der Vollzug von Erlassen im Bereich der nationalen Sportförderung. Es wirkt zudem an
der Gestaltung einer nationalen Sportpolitik mit und ist auch zuständig für die
Erarbeitung nationaler und internationaler Vereinbarungen. Der neue Direktor des
Bundeamtes, Magglingen-Chef Heinz Keller, ortete drei vordringliche Aufgaben: das
nationale Sportanlagenkonzept, die Doping-Bekämpfung und die Unterstützung der
Olympia-Kandidatur “Sitten 2006”. 30

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.11.1998
MARIANNE BENTELI

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Der Bundesrat ernannte den ehemaligen Freiburger SP-Ständerat und amtierenden
Direktor des Bundesamtes für Messwesen, Otto Piller, zum neuen Direktor des
Bundesamtes für Sozialversicherung (BSV). Er tritt dort am 1. Januar 1997 die Nachfolge
von Walter Seiler an, der infolge Erreichens der Altersgrenze aus seinem Amt
ausscheidet. 31

ANDERES
DATUM: 18.06.1996
MARIANNE BENTELI
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Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

L’année 2012 a été marquée par un changement conséquent au sein de la structure des
services fédéraux. Le secteur de la formation et la recherche, trop souvent balloté
entre le département de l’économie et celui de l’intérieur, a été définitivement placé
sous l’égide de Schneider-Ammann, ministre de l’économie. Il est intéressant de
signaler que cette répartition a suscité quelques inquiétudes au sein des milieux
académiques, soucieux d’être désormais assujettis aux besoins des entreprises. A la
suite de cette décision, le Secrétariat d’Etat à l’éducation et à la recherche (SER), qui
représente la formation académique, et l’Office fédéral de la formation professionnelle
ont fusionné pour donner naissance au Secrétariat d’Etat à la formation, la recherche
et à l’innovation (SEFRI). L’ancien responsable du SER, le Tessinois Dell’Ambrogio, a été
nommé pour le poste de presque « ministre de l’éducation ». Alors que Schneider-
Ammann avait d’abord proposé Romain Boutellier pour ce poste, le gouvernement lui a
demandé de revoir sa copie. Trop proche du ministre de l’économie et des milieux
académiques de l’ETH de Zurich, Boutellier n’a pas convaincu les milieux politiques. Ce
n’est donc que dans un second temps que Dell’Ambrogio a été élu. 32

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 16.05.2012
GUILLAUME ZUMOFEN

Medien

Medienpolitische Grundfragen

Am 1. April des Berichtsjahres wurde das Bundesamt für Kommunikation (BAKOM), dem
der ehemalige persönliche Berater von Bundesrat Ogi, Marc Furrer, als Direktor
vorsteht, in Biel eingeweiht. Das BAKOM betreut den Vollzug des im April in Kraft
gesetzten neuen Radio- und Fernsehgesetzes (RTVG) sowie des Fernmeldegesetzes
(FMG), welches anfangs Mai rechtskräftig wurde. Ebenso will das neu geschaffene
Bundesamt Impulse im Bereich der Telekommunikation an Industrie und Politik
vermitteln und in diesem Sektor Ansprechpartner für das Ausland werden. 33

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Ein Antrag der SP-Frauen, in den SP-Statuten ein grundsätzliches Verbot der
Ämterkumulation zu verankern, wurde von den Delegierten abgelehnt. Der Antrag war
im Nachgang zu den Vorwürfen gegen Werner Marti, SP-Nationalrat, Preisüberwacher
und Glarner Regierungsrat, eingereicht worden. 34

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.11.1996
EVA MÜLLER
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